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Bündnis'fofcmrt neue IGS" . ',' '. .

Hannover:Ein Blindnis aus SPD, Grü-
nen, Die~Linke, Gewerkschaften, Eltern
und Schülern will sich für eine neue
Gesamtschule einsetzen. Kritisiert. wird
da~,:;Neugründungsverbot.;, Seite 16,- --

'"

Bündnisfordertneue GesaIDtschulelAi-
Elt!,rn. Gewerkschafter, SPD,Grüne 11llddie lliike gründen Initiative .!'..qtfl. ()I-

VON BÄRBEL HILBIG

Ein breiter Zusammenschluss ver-
schiedener Organisationen und Persön-
lichkeit~n will sich für die Gründung ei-
ner neuen Integrierten Gesamtschule in
Hannover einsetzen. "Pro Jahr wurden
in der Vergangenheit die Wünsche von
rund 200 Elternpaaren nicht berück-
sichtigt, die ihre Kinder an hannover-
schen Gesamtschulen anmelden wollten.
Das ~ist ein Ska!).da,l", sagt :ij:dith Töt-
sches 'vom Vorstand des Arbeitskreises
Gesamtschulen des Stadtelternrates.
Alexander Brandenburg, ebenfalls im
Vorsta:nd des Arbeitskreises, betont, Ge-
samtschulen könnten Kinder aus, bil-

dungsfernen Schichten besonders gut
fördern. , .

Das gestern gegründete Bündnis for-
dert, den Elternwillen zu respektieren,
das ~eugründungsverbot für Gesamt-
schulen aufzuheben und eine neue IGS
zu eröffnen. Zu dem Bündnis ,,!'feue IGS
- Jetzt!" gehören,r4nd 20 Einzelperso-
nen, darunter Wolfgang Jüttner, SPD-
Spitzenkandidat für die Landtagswahl,
Walter Meinhold, Chef der SPD Hanno-
ver, lna Korter, schulpolitische Spre-
cherin der Landtagsfraktion der Grü-
nen, sowie verschiedene Erziehupgswis-
senschaftIer und Gewerkschafter. N,e-
ben verschiedenen Orts- und Kreisver-
bänden des Deutschen Gewerkschafts-

bundes (DGB), der Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft (GEW), IG Me-
tall, Transnetund ver~di engagieren sich
auch die Stadtverbände von SPD und
Grünen, die Ratsfraktion der Grünen,
der Kreisverband Die Linke, der Ar-
beitskreis Gesamtschulen des Regions-

, und Stadtelternrates sowie die Schüler-
vertretung der IGS Roderbruch für die'
neue Schule.

Das Kultusministerium verweist da-
rauf, dass das Neugründungsverbot für
Gesamtschulen im niedersächsischen
Schulgesetz verankert ist. Der Kultus-
minister müsse sich gesetzestr~u verhal-
ten. "Wer die Situation verändern will,
muss durch die Parteien im Landtag ei-

ne Gesetzesänderung , herbeifühTen",
sagt Georg Weßling, Sprecher des Kul-
tusministeriums. Dafür zeichne sich al-
lerdings keine Mehrhe\t ab: Daß Thema
sei bereits,zweimaI. ohne Änderung der
Ausgangslage diskutiert worden. Es ge-
be gute Gründe für,ein Neugründungs-
verbot. "Das, was ~~ im Moment ange-
sichts der vielen Anderungen in der
Schullandschaft am wenigsten gebrau-
chen können, ist eine neue Schulstruk-
turdebatte" , sagt Weßling. Der Ministe-
riumssprecher verweist auf die Möglich-
keit, bestehende Gesamtschulen auf bis
zu acht Züge zu erweitern. "Das Minis-
terium gene~gt außerdem neue Ober-;
stufen an Gesamtschulen. " .


